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Auswahlfaktoren für die Kreditgewährung

Mittel, oder langfristige Investi­
tionskredite können natur­

gemäß nur gegen die banküblichen 
Sicherheiten vergeben werden. An­
dernfalls würde es sich um reine 
Subventionen handeln, die den 
Rahmen eines Kredits völlig spren­
gen würden. Von dem Grundsatz 
der Besicherung kann nur dann 
eine Ausnahme gemacht werden, 
wenn anstelle nicht oder nur teil­
weise vorhandener Sicherheiten 
Bürgschaften der öffentlichen Hand 
beigebracht werden, wie dies be­
reits häufig geschieht. Für diese 
Gewährleistungen sollte jedoch 
gelten, daß sie lediglich für solche 
Firmen gegeben werden,
a) deren Leitung fachlich und per­

sönlich einwandfrei ist und die 
die Gewähr für ein ordnungsge­
mäßes Geschäftsgebaren bietet,

b) deren Produktion absatz- und 
rentabilitätsmäßig gesichert ist,

c) die in der Lage sind, mit Hilfe 
des Investitionskredits ihre Pro­
duktion im Hinblick auf eine 
Senkung der Kosten und damit 
der Preise zu rationalisieren, zu 
modernisieren und gleichzeitig 
qualitätsmäßig zu verbessern,

d) die volkswirtschaftlich, z. B. 
exportmäßig oder arbeitsmarkt­
politisch, förderungswürdig sind.

Bürgschaften der öffentlichen 
Hand etwa nur aus dem Gesichts­
punkt zu gewähren, daß mit Hilfe 
des Kredits die Unterbringung über­
schüssiger Arbeitskräfte in einem 
bestimmten Gebiet gewährleistet 
wird, ohne darauf zu achten, ob die 
in dem betreffenden Produktions­
zweig schon vorhandenen Kapazi­
täten zur Deckung des Bedarfs 
ausreichend sind, oder ohne den 
kostengünstigeren Standort von 
Konkurrenzunternehmen zu berück­
sichtigen, führt nur zu Fehlinvesti­
tionen und zu einer unvertretbaren 
Belastung der Steuerzahler, zumal 
eine einmal gegebene staatliche 
Bürgschaft zugunsten schwacher 
Unternehmungen weitere Stützungs­

aktionen der öffentlichen Hand 
zwangsläufig nach sich ziehen wird.

Die gleichen Grundsätze sollten 
angesichts des herrschenden Kapi­
talmangels bei der Kreditgewäh­
rung an solche Unternehmen beob­
achtet werden, die als Unterlage 
für den Investitionskredit eigene 
Sicherheiten anbieten können.

Die Auswahl der einzelnen in 
Frage kommenden Investitionsob­
jekte braucht nicht unbedingt von 
Staats wegen zu erfolgen. Es könnte

auch genügen, den Kreditinstitu­
ten die nach volkswirtschaftlicher 
Dringlichkeit in erster Linie zu 
berücksichtigenden Produktions, 
zweige als Richtlinie für ihre 
Kreditgewährung bekanntzugeben. 
Bisher war dies allerdings, soweit 
die Investitionen aus .Gegenwert­
mitteln zu finanzieren waren, nicht 
möglich, weil die ECA-Mission im 
industriellen Bereich bisher auf Ge­
nehmigung jedes einzelnen Objekts 
und Kreditnehmers bestand. (eb)

Verteilung über den Bankapparat
D ie  Auswahl der Kreditempfänger, 
auch soweit es sich um langfristige 
Investitions- und Exportkredite 
handelt, sollte maßgebend in den 
Händen der Kreditinstitute liegen, 
die naturgemäß am besten die 
Kreditfähigkeit und -Würdigkeit 
ihrer Kunden beurteilen können. 
W enn dies bei der heutigen, durch 
die enorme Kapitalknappheit ge­
kennzeichneten Lage in W est­
deutschland und darüber hinaus 
bei ERP.-Krediten —  angesichts der 
uns vorgeschriebenen staatlichen 
Einplanung und der nachfolgenden 
Genehmigung der Objekte seitens 
der ECA.-Verwaltung —  nur in be­
schränktem Maße möglich ist, so 
sollte dieser Grundsatz gleichwohl 
im Auge behalten werden.

Die Kreditanstalt für Wiederauf­
bau z. B., der die Gewährung von 
Investitionskrediten aus Mitteln 
obliegt, die dem normalen Bank­
gewerbe nicht zur Verfügung 
stehen, ist von Anfang an bemüht 
gewesen,\ die Kreditinstitute weit­
möglichst in die Finanzierung ein­
zuschalten. So wurden diese auch 
nicht gezwungen, die auf Grund 
der staatlichen Planung vorgesehe­
nen ECA.-Kredite zu- genehmigen, 
im Gegenteil, sie haben freie Ent­
scheidungsbefugnis darüber, ob sie 
die Kredite an die begünstigten 
Unternehmen durchleiten wollen 
oder nicht. Darin sowie in der Tat­
sache, daß sie für die Rückzahlung

der von ihnen weitergeleiteten 
Darlehen haften müssen, liegt ein 
außerordentlich wertvolles Korrek­
tiv gegenüber der nur nach volks­
wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
aufgestellten Planung. Gerade die 
letztgenannte Regelung wird die 
durchleitenden Banken veranlassen, 
bei der Darlehnsgewährung beson­
ders sorgfältig zu verfahren und 
nur diejenigen Kreditanwärter zu 
berücksichtigen, die der Vorprü­
fung durch die Banken nach allen 
Richtungen standhalten.

Soweit es sich um Mittel handelt, 
die den Kreditinstituten für die 
Investitionsfinanzierung außerhalb 
der Gegenwert-Fonds zur V er­
fügung gestellt werden und die 
dementsprechend der individuellen 
Entscheidungsbefugnis der ECA.- 
Verwaltung nicht unterliegen, sollte 
angestrebt werden, den Grundsatz, 
das Schwergewicht der Kreditaus­
wahl und der Kreditgewährung in 
die Sphäre des normalen Bank­
apparats zu verlagern, im Laufe der 
Entwicklung noch stärker zu be­
folgen. Angesichts des herrschen- 
?len Mißverhältnisses zwischen 
Kreditnachfrage und Kapitalvolu­
men müßten die Kreditinstitute 
allerdings Richtlinien erhalten, um 
den Kreis der zu berücksichtigenden 
Wirtschaftszweige nach Export­
wichtigkeit, arbeitsmarktpolitischen 
Gesichtspunkten usw. bestimmen 
zu können. (bs)



Sinnvoller Einsatz der Kreditmittel
Je d er W irtschafter wird sein 
Kreditverlangen im Rahmen' der 
Gesamtwirtschaft als vordringlich 
bezeichnen. Die zur Verfügung 
stehenden Verteilungssummen sind 
aber im Verhältnis zum Geldbedarf 
äußerst gering. Es kann nicht be­
stritten werden, daß leider bedenk­
liche Fehler sowohl in der Kredit­
gewährung als auch in der Kredit­
ablehnung gemacht werden. Sie 
sind bei objektiver und sachkun­
diger Beurteilung nicht vertretbar. 
Kredite dürfen nur dem hochqualifi­
ziertem Unternehmertum zufließen. 
Den Vorrang als Sicherheitsfaktor 
in der Kreditzuteilung müssen 
heute vor materiellen Sicherheiten 
die bestfundierten Unternehmer­
eigenschaften im Einklang mit 
einer völlig einwandfreien Persön­
lichkeit genießen. Selbst bei ge­
ringem Eigenverniögen oder gar 
bei seinem Fehlen überhaupt, wäre 
der angeforderte Kredit zu bewil­
ligen, wenn es sich um für die 
Volkswirtschaft interessante Ob­
jekte handelt. Sei es im Falle eines 
Auf- und Ausbaus des eigenen 
Betriebes des Unternehmers oder 
der Übernahme eines lukrativen 
Objektes, das wegen der Unfähig­
keit der bisherigen Inhaber nicht 
die Leistungen hervorbringt, die 
der neue Unternehmer durch seine 
nachgewiesenen Begabungen als 
sicher voraussetzen läßt. Man 
würde sich dann der Treuhand­
verfahrenbedienen. In dieser W eise 
müssen sich die Banken hinter die 
Aufgaben stellen, die unsere wirt­
schaftliche Situation dem Unter­
nehmertum stellt.

W ir haben keinen u Geld-, son­
dern einen Güter- resp. Kapital­
mangel. Um diesen zu beheben, 
ist die W irtschaft dort mit Geld 
zu versorgen, wo der Bedarf nach 
gesteigerten und neuen Leistungen 
gedeckt werden kann, vor allem 
solche, die über den Export den 
Import lebensnotwendiger Rohstoffe 
und Lebensmittel sichern. Dies* ist 
die Voraussetzung für die Entfal­
tung unserer volkswirtschaftlichen 
Kräfte. Nur wenn alle entsprechen­
den Produktionsfaktoren mit bestem 
Wirkungsgrad beschäftigt werden, 
wird die Liquidität der Volkswirt­
schaft gefördert. Das ist der Sinn 
der Kreditaktion. Menge und Sor­

tierung der gütermäßigen Vorräte, 
wie auch die Stärkung der Diehst- 
leistungsmöglichkeiten machen die 
Volkswirtschaft liquide, aber eine 
Knappheit oder gar das Fehlen 
und auch schon das ungeeignete 
Verhältnis zueinander und zu den 
Anlagen und Arbeitsmöglichkeiten 
illiquide. Geldbestände sind nur 
dann liquide, wenn mit ihnen 
etwas gekauft werden kann. Damit 
das Volk kaufen kann, muß ver­
stärkt produziert werden. Die W irt­
schaft ist nicht nur für den heute 
ersichtlichen kleinen Käuferkreis 
da, sondern für den Bedarf eines 
jeden Einzelnen.

Der Einblick in diese wirtschaft­
lichen Zusammenhänge ist der 
Grundsatz bei der Beurteilung 
beantragter Kredite und zugleich 
die Grundlage für ein gutes, siche­
res Geschäft der Banken, die von 
sich aus jede Kreditpolitik ver­
meiden sollen. W enn jede Bank 
für sich Kreditpolitik treiben will, 
dann ist die Lockerung der wirt­
schaftlichen Stagnation nur ein 
kurzer Lichtblick, und die W irt­

schaft endet im Chaos. ‘Die Banken 
sollen in ihrem Rahmen Geschäfte 
machen und weiter nichts. Daß die 
Banken oft ein verstärktes Unter­
nehmerrisiko in Kreditform über­
nehmen müssen, ist ihre traditionell 
bewiesene Pflicht. Auch sie müssen 
das W ägen neben das Wagen 
stellen. Damit bezeugen sie das 
Verständnis, das ihre Kunden von 
ihnen erwarten.

Eine Sicherungsmaßnahme für 
den Erfolg der Kreditausweitung 
wäre die f o r c i e r t e  Einschaltung 
der Industrie-, Handels- und Hand­
werkskammern, wie auch als letzte 
Instanz die Landeszentralbank, die 
sich doch schließlich dafür inte- 
ressiWen müßte, in welcher W eise 
die von ihr zur Kreditverwendung 
gegebenen Gelder angelegt werden. 
Der abgewiesene W irtschafter hätte 
dann den W eg, über seine W irt­
schaftsorganisation seine Kredit, 
begründung sachverständig nach­
prüfen zu lassen.

Nicht daß überhaupt Kredit in 
die W irtschaft fließt, ist ausschlag­
gebend, sondern daß er wirtschaft­
lich sinnvoll eingesetzt wird.

(r—s)

Noch einige Sonderfragen zumKonsulardienst
Geheimrat W ie d e n fe l d ,  einer der besten Kenner der alten  
Schule, schreibt uns folgendes:

Es sollte zur Regel werden, daß die 
Anwärter des Auslandsdienstes, 

ehe sie im Ausland beschäftigt 
werden, nach dem Studium beson­
ders in der Heimat für ihre Auf­
gabe geschult werden. Da für die 
Zukunft damit zu rechnen ist, daß 
die wirtschaftlichen Beziehungen 
auch für die allgemein-politischen 
Fragen erhöhte Bedeutung haben 
werden, so dürfte es sich emp­
fehlen, zu der einheitlichen Aus­
bildung der Anwärter zurück­
zukehren, die nach dem ersten 
W eltkrieg längere Zeit durch­
geführt worden ist; auch dies unter 
der Voraussetzung, daß für beson­
ders wichtige Aufgaben diploma­
tischen Inhalts auf Außenseiter 
entsprechender Interessenrichtung 
und Begabung zurückgegriffen wird. 
Für den Anwärter des Regel- 
Dienstes bietet die Beschäftigung 
im Auswärtigen Amt die beste 
Gelegenheit, die Sonderausbildung 
dem Studium folgen zu lassen.

Zunächst in den Referaten, in 
denen sie neben den geschäft­
lichen Formen auch den Inhalt der 
Arbeit kennen lernen sollen und 
auf ihr Schweigenkönnen zu er­
proben sind. Ein öfterer W echsel 
der Referate muß sie vor regionaler 
Einseitigkeit sichern. Dieser Gefahr 
läßt sich zweitens noch dadurch 
entgegentreten, daß ältere Aus­
landsbeamte, während ihres Hei­
maturlaubs über ihr Tätigkeitsland 
und die Art der Beanspruchung 
vor den Anwärtern berichten. Es 
ist ferner auch wieder an Vortrags­
und Übungsreihen zu denken, die 
von W issenschaftlern über wichtige 
W irtschafts- und Rechtserscheinun­
gen der W elt und über die 
W irtschaftspolitik der wichtigsten 
Staaten zu halten wären. Nicht 
zuletzt können auch „Anwärter- 
Abende", in denen doch sicher 
gefachsimpelt und so ein Erkennt- 

, nisaustausch erzielt , wird, recht 
gute Dienste leisten. Als selbst­



verständlich darf gelten, daß der 
Personalreferent sich während der 
ganzen Ausbildungszeit um die 
jungen Menschen kümmert und 
sich über ihre Eignung ein Urteil 
bildet. Ob dann als Abschluß der 
Anwärterzeit noch eine besondere 
Prüfung abzuhalten wäre, nach 
deren Ausfall sich die die end­
gültige Aufnahme oder Ablehnung

zu entscheiden hätte, will mir 
wenig bedeutsam erscheinen; die 
Urteile der Referenten und W issen­
schaftler sollten wohl genügen, 
das entsprechende Urteil zu bilden, 
zumal aus sozialen Gründen die 
Entscheidung möglichst früh noch 
während der Anwärterzeit und 
nicht erst nach deren Ablauf fallen 
sollte.

Der mittlere Beamte im Außendienst
D e r  Bindestrich in der Bezeich­
nung „Konsularisch - W irtschaft­
liche Vertretungen im Ausland" 
ist sicherlich ein gutes Vorzeichen. 
Gibt er doch zu erkennen, daß dem 
W irtschaftlichen in unseren Aus­
landsvertretungen der gleiche Rang 
eingeräumt werden soll wie dem 
rein Konsularischen. Das war nicht 
immer so.

In der Februarnummer des ,,W irt­
schaftsdienst" wird die Frage der 
Vergütungen für die Auslandsver­
treter und die Wirtschaftsbeamten 
erwähnt. Machen wir uns doch 
klar, daß das Verdienst für die 
Leistung einer Behörde oder Ab­
teilung nicht dem Leiter der Be­
hörde oder der Abteilung a l l e i n  
zukommt. Die Kleinarbeit, die V or­
bereitung der Berichterstattung, 
der Verkehr mit dem Gros des 
Publikums, deutsch oder einhei­
misch, die Verwaltungsarbeit u.a.m. 
obliegt durchweg dem Beamten- . 
stab, der im wesentlichen aus sog. 
gehobenen mittleren Beamten be­
steht. Sie sind das Rückgrat einer 
Behörde.

Wenn ein Chef weiß, daß seine 
Behörde ordentlich arbeitet, daß 
Verwaltung' und Kleinarbeit in 
guten Händen liegen, so hat er 
Kopf und Hand frei für die höheren 
Aufgaben. Dem Leiter der W irt­
schaftsabteilung geht es ebenso. 
Nun sollte aber die Vorbildung 
der Bürobeamten für die beiden 
Sparten verschieden sein. Für die 
lein konsularische Arbeit hat sich 
die bisherige Forderung einer guten 
Allgemeinbildung (Abitur) und 
Verwaltungsvorbildung (Inspektor­
examen) bewährt. Anders in der 
Wirtschafts- oder Handelsabteilung. 
Offenbar muß bei einer Neuorga­
nisation die Betonung auf dieser 
Sparte liegen. Hier ist eine mehr 
aufs Wirtschaftliche gerichtete Vor­
bildung unumgänglich: nicht so

sehr akademisches Studium als 
Kenntnis des Handels. Die Mitar­
beiter des Leiters der W irtschafts­
abteilung sollten mehr vom eigent­
lichen „ G e s c h ä f t " ,  vom Han­
del, verstehen, als es früher der 
Fall war. Dann hat der ausländi­
sche Interessent auch das Gefühl, 
daß er in der deutschen Geschäfts­
stelle volles Verständnis findet. 
Gute Sprachkenntnisse sind selbst­
verständliche Voraussetzung.

Behördenleiter und andere höhere 
Beamte wechseln erfahrungsgemäß 
—  und verständlicherweise —  oft 
schon nach wenigen Jahren, man 
■v̂ ill ja  „weiterkommen". Der mitt­
lere Beamte bleibt, manchmal viele 
Jahre lang, am gleichen Ort, denn

Wirtsdiaftsj ournalist
D ie  Konsuln mit der wirtschaft­
lichen Auslandsberichterstattung 
zu beauftragen, ist wegen des Um­
fanges ihrer anderweitigen amt­
lichen Tätigkeit, auch wenn diese 
vorwiegend aut wirtschaftlichem 
Gebiete liegt, kaum tunlich. Die 
Berichterstattung darf aber auch 
nicht allein auf beamtete Handels­
attaches oder Handelssachverstän­
dige beschränkt sein.

Eine wesentliche Stütze für den 
wirtschaftlichen Auslandsnachrich­
tendienst bildeten schon immer 
die Wirtschaftskorrespondenten der 
großen deutschen Tageszeitungen 
und Nachrichtenagenturen. Ihnen 
sind, wenn sie wirtschaftswissen- 
schafltiche Vorbildung haben, im 
Ausland Quellen zugängig, an die 
der beamtete Sachverständige nicht 
herankommt. Ihre enge Vertraut­
heit mit den wirtschaftlichen V er­
hältnissen des Landes ihrer V er­
wendung und ihre persönlichen Be­
ziehungen gestatten ihnen nicht 
nur einen umfassenden Einblick in 
die Marktbedürfnisse des Gastlan-

seine Beförderungsmöglichkeiten 
sind beschränkt. Er ist darum der 
ruhende Pol. Im täglichen Verkehr 
mit ausländischen Geschäftskreisen 
und Behörden erwirbt er, wenn er 
der richtige Mann ist, einen großen 
Schatz wertvollster Erfahrungen, 
persönlicher Einblicke und Bezie­
hungen. Diese stehen dann jedem 
neuen Behördenleiter zur Verfü­
gung. Damit er mit seinen auslän­
dischen, meist besser situierten 
Gegenspielern aber auch einiger­
maßen auf gleich und gleich ver­
kehren kann, muß er gehaltsmäßig 
entsprechend gestellt sein. Auch 
sollte er, was im Ausland beson­
ders wichtig ist, mit einer Amts­
bezeichnung ausgestattet werden, 
die ihm nach außen ein gewisses 
Ansehen verleiht.

Hat ein Beamter der mittleren 
Laufbahn sich bewährt oder gar 
in der Förderung des Außenhandels 
Besonderes geleistet, warum ihm 
dann nicht die Möglichkeit geben, 
in die höhere Laufbahn überzu­
gehen —  selbst ohne juristische 
oder volkswirtschaftliche Examen? 
Diese Möglichkeit wäre ein guter 
Anreiz für wirklich wertvolle Ar­
beiter. (sen)

und Auslandsbericht
des, sondern sie können sie auch 
in den Stand setzen, wirtschaftliche 
Entwicklungen aufzuzeigen, deren 
richtige Beobachtung und Auswer­
tung für die heimische Exportwirt­
schaft von großem Nutzen sein 
kann. Der durch entsprechendes 
Studium vorgebildete und durch 
praktische Erfahrung geschulte 
W irtschaftsjournalist hat dem be­
amteten Sachverständigen gegen­
über vieles voraus. Gerade auf 
wirtschaftlichem Gebiete ist die 
von Sachkunde getragene geistige

• Beweglichkeit eines Journalisten 
von hohem Wert. Voraussetzung ist, 
daß er die Sprache des Landes 
seiner Verwendung beherrscht, daß 
er politisch nach jeder Richtung 
unbelastet ist und daß er mit be­
sonderem persönlichen Takt und 
großem Geschick an seine Auf­
gaben herantritt. Ein Handelssach­
verständiger, der sich —  wie dies 
früher vielfach zu beobachten war 
—  auf die Linie beamteter Reser­
viertheit zurückzieht, ist fehl am 
Platze. ,



V

Der deutsche W irtschafts journa­
list im Ausland kann von sich aus 
sehr viel dazu tun, daß auch die 
Berichterstattung über die deutsche 
Wirtschaft, ihre Leistungsmöglich­
keiten und ihre Bedürfnisse in den 
ausländischen Zeitungen eine der 
W irklichkeit entsprechende Be­
handlung erfährt. Er kann, wenn 
er seine Aufgabe richtig versteht 
und beherrscht und wenn er gute 
Beziehungen zur Presse des Gast­
landes unterhält, Veranlassung dazu 
geben, daß falschen Darstellungen 
über die deutsche W irtschaft sofort

mit sachverständigen Argumenten 
entgegengetreten wird und daß sich 
nicht Mißverständnisse einnisten.

Wiewohl die Entsendung deut­
scher Wirtschaftsjournalisten in das 
Ausland in der gegenwärtigen Zeit 
vielfach eine Frage der Mittel ist, 
muß sie im Interesse der Sache 
jedoch ermöglicht und auf eine 
Basis gestellt werden, die den im 
Ausland tätigen W irtschaftsjourna­
listen die Anknüpfung weitreichen­
der Beziehungen und eine entspre­
chende finanzielle Beweglichkeit 
gestatten. (Sch)

Realitäten um den Rubelblock

In diesen Tagen vollzieht sich die 
Konsolidierung des Rubelblocks, 

der die Währungen von etwa 
700 Millionen Menschen oder einem 
Drittel der Menschheit einheitlich 
zusammenfaßt. Damit wird auf 
währungspolitischem Gebiete nach­
geholt, was seit Jahren in politi­
scher, wirtschaftlicher und han­
delspolitischer Beziehung ange­
bahnt wurde: Die Abschnürung des 
Ostblockes von der übrigen W elt 
und seine einheitliche Ausrichtung 
nach den Wünschen Moskaus.

Schritt um Schritt werden die 
Handelsbeziehungen zur westlich 
geprägten W elt abgebaut und der 
innere Austausch weiter voran ge­
trieben. W ar es bislang nur ein 
peinlicher und lästiger Schönheits­
fehler, daß die Handelsverträge 
zwischen Moskau und den Volks­
demokratien- in US-Dollar, der 
Währung des „monopolkapitalisti­
schen Gegners", abgeschlossen 
wurden, so wurde man bei dem 
Versuch der wirtschaftlichen Ein­
gliederung des Riesenreichs von 
Mao Tse Tung zum Handeln ge­
zwungen. Die dort eingeführte 

■ „Volkswährung" war in Jahresfrist 
auf einen Bruchteil des ursprüng­
lichen W ertes abgesunkenj der US- 
Dollar und das Gold blieben trotz 
aller Verbote weiterhin Symbol 
der Wertbeständigkeit und somit 
auch der Macht der Amerikaner. 
Die Russen mußten handeln, 
wollten sie nicht völlig ihr Gesicht 
im Fernen Osten verlieren und 
weiterhin Handelsverträge und 
langfristige Anleihen auf Gold­
basis abschließen.

Die Bindung des Rubels an das 
Gold war ein geschickter wäh­

rungspolitischer Schachzug, der 
gleichzeitig durch eine lebhafte 
Propaganda politisch ausgenutzt 
wurde. Man sagte: „Wir Russen 
konnten seit Kriegsende dreimal 
die Preise senken, während die 
Kaufkraft des Dollars gesunken 
ist! W ir konnten unseren Rubel 
aufwerten, während eine Vielzahl 
von kapitalistischen Ländern ab­
werten mußte! Während alle Län­
der außer den USA. und der 
Schweiz an Goldmangel leiden, 
konnten wir freiwillig zu einer 
Bindung an das Gold zurückkehren 
und damit beweisen, daß unsere 
Währung die Sicherste Ist, deren 
W ert ständig im W achsen begriffen 
ist."

Gegen diese Propaganda läßt sich 
jedochmancherlei sagen,was dieEr- 
eignisse in ein anderes Licht rückt:

1. Rußlands Anteil am W elthan­
del war stets außerordentlich ge­
ring (2 Vo) i erst durch die Ein­
beziehung Chinas gewinnt der 
Ostblock wesentlich an Gewicht. 
Jedoch ist es höchst zweifelhaft, 
ob eine weitgehende Isolierung des 
Fernen Ostens von seinen traditio­
nellen Handelsbeziehungen mög­
lich ist, eine Frage die vorläufig 
noch zu verneinen ist.
2. Rußland veröffentlicht seit lan­
gem keine Angaben über die Gold­
vorräte mehr. Fest steht, daß bei 
seinem geringen Welthandelsanteil 
Spitzen mit der westlichen Hemi­
sphäre jederzeit in Gold bezahlt 
werden könneni ebenso bekannt 
ist aber auch der konstante Dollar­
hunger aller Oststaaten. Durch 
Auflösung chinesischer Horte und 
reichliche Abgabe von Industrie­
gold durch die Goldminen der

Südafrikanischen Union ist der 
Goldpreis zwar in Jahresfrist von 
52 auf 39 Dollar je  Unze gesunken; 
damit befindet er sich aber immer 
noch um 10 ®/o über dem offiziellen 
Ankaufspreis, während normaler­
weise früher kein Aufpreis be­
stand. Gelegentliche Notverkäufe 
in Hongkong, bei denen der Preis 
vorübergehend auf 36 Dollar ab­
gesackt sein soll, können für den 
Welthandelspreis nicht als charak­
teristisch bezeichnet werden.

3. D ie gemeinsame Erhöhung von 
Außen, und Binnenwert des Rubels 
stehen in keinem zwangsläufigen 
Zusammenhang, sondern sind reine 
Willkürmaßnahmen der russischen 
Planwirtschaft.

4. Die Volksdemokratien haben 
gegenwärtig bei dem neuen W ech­
selkurs mehr W aren nach der 
Sowjetunion zu exportieren, wenn 
sie eine gleiche Warenmenge zu er­
halten wünschen. Sie werden sich 
diesem Zwange beugen müssen.

Während in einer Marktwirt­
schaft ein Zusammenhang zwischen 
Weltmarkt-, Binnenlandspreisen 
und dem W echselkurs besteht, 
können in einer zentral geleiteten 
Verkehrswirtschaft alle Rechen­
größen je  nach Erfordernis un­
abhängig voneinander verändert 
w erden.. Daß man nun, um eine 
klare und eigene Verrechnungs­
einheit zu schaffen, eine fiktive 
Bindung des Rubels an den Gold­
wert erklärt, kann also lediglich 
als die Beseitigung eines Schön­
heitsfehlers und als ein Versuch, 
das Ansehen des Rubels zu stärken, 
gewertet werden.
Eine einheitliche Einführung der 
Rubelwährung in allen Ostblock­
ländern ist bei den festgelegten 
Wechselkursen währungstechnisch 
gesehen unnötig und wäre politisch 
höchst ungeschickt. (Rp)

Die neue Rubelrelation
In  der Präambel zur sowjetischen 
Verfügung über die Aufwertung 
des Rubel gegenüber den Währun­
gen der übrigen Länder und die 
Festsetzung eines Goldpreises wird 
vom russischen „Goldstandard" ge­
sprochen. Das ist natürlich ein 
Euphemismus: international aner­
kannte Begriffe werden benutzt, 
imi einen ganz anderen Sachver­
halt darzustellen. Man könnte in



diesem Falle höchstens von einem 
„Goldfuß" sprechen. Der Gold- 
Standard verlangt Einlösbarkeit der 
Noten in Gold und freie interna­
tionale Goldbewegung. In der so­
wjetischen Verfügung wird aber 
nur gesagt, daß die Staatsbank Gold 
zum Preise von 1 Rubel =  0,222 
Gramm Gold ankaufen wird. Von 
Goldabgabe ist natürlich nicht die 
Rede. Sollen die letzten Reste des 
etwa von der alten Bourgoisie 
gehorteten Goldes herausgelockt 
werden? Der bisherige Besitzer 
würde dafür schwerlich Rubel er­
halten. W er sollte sonst der 
russischen Staatsbank Gold gegen 
Rubel anbieten, selbst wenn die 
russische Währung als „die stabil­
ste der W elt" angepriesen wird. 
Der Bewährungsprobe im interna­
tionalen Verkehr ist dieser Rubel 
ja  noch niemals ausgesetzt worden.

Immerhin bleibt bemerkenswert, 
daß die neue Relation des Rubels 
und der sowjetische Goldpreis 
dem internationalen Goldpreis von 
35 Dollar je  Unze fein angeglichen 
worden ist, obwohl die Sowjet­
union dem Internationalen W äh­
rungsfonds nicht angehört. Eine un­
mittelbare Stärkung am Goldmarkt 
kann kaum von diesem oder einem 
anderen russischen Goldfuß aus­
gehen. Indem man den internatio­
nal für monetäres Gold geltenden 
Preis wählte, wollte man vielmehr 
möglicherweise zum Ausdruck 
bringen, daß man den Anschluß 
an den Welthandel nicht aufgeben 
möchte, vielleicht sogar daran 
denkt, mit den osteuropäischen 
Volksdemokratien, China und Nord­
korea ein währungs- und zahlungs­
technisches „Rubelgebiet" aufzu­
bauen. (rb)

Änderung des 
handelspolitisdien Kurses?

A n  sich wäre die Bildung eines 
Rubelblockes nichts besonderes. 
Denn schließlich zwingt die pre­
käre internationale Währungssitua­
tion Wirtschaftsgebiete, die in 
engeren wirtschaftlichen Beziehun­
gen stehen, allgemein, sich zu W äh­
rungsblocks zusammenzuschließen. 
Beim Ostblock ist dieser Beschluß 
nur insofern überraschend, weil die 
interne Verrechnungsmethode zwi­
schen den Volksdemokratien einer 
solchen Institution nicht bedurft 
hätte. Was hat also diese Dekla-

ration, denn das ist die Errichtung 
des Rubelblocks zunächst nur, ver­
anlaßt? Das Verlangen nach einem 
geeigneten Propagandastoff mag 
mitgesprochen haben. Aber diese 
Absicht dürfte nicht so vorherr­
schend gewesen sein, wenn man 
bedenkt, daß gerade der Anschluß 
an das verpönte Gold und die An­
gleichung an den Dollarkurs sehr 
eindrucksvolle Argumente für eine 
Gegenpropaganda liefern. Es scheint 
also schon ein realer Zweck mit 
dieser Institution verbunden zu 
sein, der nicht nur einen Schön­
heitsfehler in der Abrechnung zwi­
schen den Ostblockländern berei­
nigen will und der nicht nur in der 
Propaganda zu suchen ist.

Also wieder ein neues Rätsel 
um den Sowjethandel? Rückkehr in 
das weltwirtschaftliche System? 
Man sollte die Dinge nüchtern be­
trachten: Zweifellos wird sich der

Warenaustausch des Ostblockes 
mit der übrigen W elt allein schon 
durch die Einbeziehung des eng 
mit dem Welthandel verflochtenen 
China vergrößern. Das mag zu­
nächst einmal für den Beschluß 
mitbestimmend gewesen zu sein. 
Aber es besteht noch ein anderes 
Problem; Hat die Sowjetunion bei 
seinen bilateralen Handelsbezie­
hungen mit den Ländern der west­
lichen W elt wirklich den optimalen 
Nutzen aus seinem ohnehin so be­
schnittenen Warenaustausch er­
reichen können? Vielleicht hat der 
Gedanke nach einer notwendigen 
Durchbrechung des bilateralen 
Systems für die Schaffung des 
Rubelblockes eine Rolle gespielt. 
Diese Erklärung wäre einfach. Für 
uns besteht kein Anlaß, durch 
allzuviel Aufhebens die propagan­
distische Nebenabsicht zu unter­
stützen. (h)

Zwischen Außenwirtschaft und Außenpolitik

Außenpolitik ist der Bundesregierung vorenthalten. Man erwartet aber 
von ihr weittragende außenwirtschaftliche Entscheidungen, die nicht 

ohne eine außenpolitische Stellungnahme zu treffen sind. Bei der Ein­
ladung zum Europarat ist die Bundesregierung in dieser Hinsicht in ein 
übles Dilemma geraten. Vielleicht hat man im Ausland wenig Sinn für 
diese peinliche Situation und hält das ganze mehr für eine Prestigefrage. 
Dabei hat man wohl insofern nicht unrecht, weil man stillschweigend 
voraussetzen kann, daß das Schicksal des Saargebiets doch bereits un- 
abhängig von unserer Haltung zum Europarat de facto entschieden ist. 
So sind wir es also wohl auch diesmal wieder, die die außenwirtschaft­
liche Frage der Beteiligung am Europarat 2U einer hochpolitischen 
stempeln?

Mir will es scheinen, daß die Frage über Beteiligung oder Nicht- 
beteiligung am Europarat auch abgesehen von der Saarfrage eine hoch­
politische ist. Hätte man nicht fragen sollen, ob die Entscheidung in 
dieser Frage auch wirklich nicht eine Entscheidung über die W ieder­
vereinigung oder endgültige Trennung von Ost- und Westdeutschland 
ist? Mit dem Angebot einer Abhaltung freier Wahlen in ganz Deutsch­
land ist diese Frage für uns nicht gelöst, zumal ist damit weder uns in 
Westdeutschland noch unseren Brüdern in Ostdeutschland gedient. Wenn 
man hierin einen Schritt weiter kommen will, sollte man vielmehr er­
wägen, ob die Institution eines föderalistischen Staates nicht die Mög­
lichkeit böte, zwei Gebietsteile zu vereinigen, die verschiedene W irt- 
schaftsverfassüngen aufweisen. Eine solche Fragestellung könnte viel­
leicht eine geeignete Basis zur Anknüpfung von Verhandlungen über 
die wirtschaftliche Wiedervereinigung Deutschlands abgeben. Sie hätte 
noch den Vorteil, daß man uns nicht den Vorwurf außenpolitischer Be­
tätigung machen könnte.

So sehr uns die Mitarbeit am wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas 
am Herzen liegt, so wenig können wir eigentlich zu der Einladung einer 
Teilnahme am Europarat ja  oder nein sagen, so lange nicht die Frage 
der Wiedervereinigung Deutschlands ins Rollen gekommen ist. W ir 
könnten nämlich sonst, wie wir hieraus ersehen, zu einer außenpolili- 
schen Entscheidung gezwungen werden, die nach Anordnung der 
Alliierten nicht zu den Kompetenzen der Bundesregierung gehört. (sk)


